
S T A D T  Z U G  

P r o t o k o l l  15 

über die Verhandlungen des 

G r o s s e n  G e m e i n d e r a t e s  v o n  Z u g  

Dienstag, 11. März 1980, 17.00 - 19.45 Uhr, im Kantonsratssaal 

Vorsitz 

Ratspräsident Dr. P. Spillmann 

Protokoll 

Stadtschreiber A. Grünenfelder 

Namensaufruf 

Der Namensaufruf ergibt die Anwesenheit von 33 Mitgliedern. 

Abwesend sind die Gemeinderäte B. Aklin, Dr. E. Dürst, F. Erni, 
U. Hausheer, Dr. A. Jans, H. Schaub und E. Villiger. 

Vom Stadtrat sind anwesend die Herren Stadträte Dr. M. Frigo, 
Dr. 0 .  Kamer, Dr. R. Kugler und 0. Romer. 

Abwesend ist Stadtpräsident W.A. Hegglin. (Ferien) 
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Zu Beginn der Sitzung gibt der Vorsitzende, Dr. P. Spillmann, 
folgende Erklärung ab: 

"Im Vorfeld der GV 1980 des Quartiervereins West hat eine Partei 
in diesem Quartier ein Flugblatt verteilt. Mit diesem Flugblatt 
wurde das Verhalten bei der Stimmabgabe aller im Quartier wohnen- 
den Gemeinderätinnen und Gemeinderate in der Frage der Allmend- 
strasse anlässlich der GGR-Sitzung vom 15.1.80 einer breiten 
Oeffentlichkeit bekannt gemacht. Die Folge davon war, dass einige 
der genannten Ratsmitglieder mit Briefen und Telefonaten be- 
lästigt, mit Besuchen in ihrer Privatsphäre gestört und sogar 
mit Drohungen behelligt wurden. Ein solches Herausstellen einiger 
unserer Kolleginnen und Kollegen und die damit verbundene Diffa- 
mierung widersprechen nicht nur den Usanzen des GGR, sondern 
kommen auch einer Missachtung eines Ratsbeschlusses gleich. Denn 
der Rat hatte den Antrag, über den Verbleib der Allmendstrasse 
im Verkehrsrichtplan unter Namensaufruf abzustimmen, abgelehnt. 
Der Antrag vereinigte lediglich 8 Stimmen auf sich. 

Ich bitte Sie daher, bei Ihren Parteien Ihren ganzen Einfluss 
geltend zu machen, dass solche Praktiken in Zukunft unterbleiben. 
Denn sie vergiften die Atmosphäre im Rate selbst und schaden dem 
Ansehen und der Glaub~ü~digkeit des GGR. Vielmehr fordere ich Sie 
auf, bei den Beratungen in Ihren ~arteien dahin zu wirken, dass 
das Wohl der ganzen SCzdt im Auge behalten wird und parteipoli- 
tische Interessen, besonders in der Frage der Stadtplanung, zu- 
rückzustellen sind. ? *  

E i n g a n g e  

Motionen 

Motion Dr. A. Jans betr. Vermeidung ungültiger Stimmzettel 

Mit Datum vom 7. M3-y~ 1980 hat Gemeinderat Dr. A. Jans folgende 
Motion eingereicht: 

"Der Stadtrat w i ~ d  be~.uftragt~ in Zukunft bei allen gemeindlichen 
Abstimmungen durcl-L geeignete Infarmation des Stimmbürgers dafür 
zu sorgen, dass nöglic:?st wenig ungültige Stimmzettel abgegeben 
werden. Insbeeondcre ist bei Abstimmungen über Initiative und Ge- 
genvorschlag auf dem Stimm~~ettel, im Amtsblatt und in der Erläu- 
terung an die Si:,r"zhGrger darauf hinzuweisen, dass gegenwärtig 
ein doppeltes Ja nicht erlacbt ist. 

Begründung: 

Unsere DCmok?atie lebt von der aktiven Teilnahme der Stimmbürger 
an Wahlen und Abstirn~~ungen. Es ist eine vornehme Aufgabe der Be- 
hörden, dies alt ge~isneten Vorkehren wirksam zu unterstützen. 
Dazu gehört ai:ch die Infoirnation, wie man einen Stimmzettel gül- 
tig ausfiillt. 

An der Suggi-Abstimmung vom 1./2. März 1980 wurden 215 ungültige 
Stimmzettel gezählt, was 3.1% aller Stimmenden entspricht. Der 
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überwiegende Teil davon war nur deshalb ungültig, weil er ein 
doppeltes Ja aufwies. Der Hinweis, dass ein doppeltes Ja ungül- 
tig ist, war zwar in der Erläuterung des Stadtrates enthalten. 
Er fehlte hingegen auf den Stimmzettel und im Amtsblatt. Da die 
Erläuterung der Vorlagen nur an alle Haushalte und nicht jedem 
Stimmbürger geschickt wird, wird ein nicht unbeträchtlicher Teil 
der Stimmberechtigten nicht erfasst. Gerade auf dem Stimmzettel 
wäre der Hinweis, dass ein Doppel-Ja ungültig ist, deshalb sehr 
nützlich. Dem Vernehmen nach sei er im ersten Entwurf sogar noch 
enthalten gewesen - nachher wurde er offenbar gestrichen. 
Immerhin wäre die Initiative nicht am absoluten Mehr gescheitert, 
wenn alle doppelten Ja als Ja zur Initiative gezählt würden. 
Schon der Anteil von 3.1% ungültiger Stimmen müsste indes Anlass 
geben, etwas zu unternehmen. Dies nicht zuletzt im Interesse der- 
jenigen Stimmbürger, welche ihre Bürgerrechte (noch) ausfiben, 
sich aber im Gestrüpp der gesetzlichen Vorschriften über die gül- 
t ige Stimmabgabe nicht auskennen, '' 

Die Motion kommt auf die Traktandenliste der nächsten Sitzung. 

Interpellationen 

Interpellation F. Akermann zur Guggi-Abstimmung vom 1./2. März 1980 

Mit Datum vom 8. März 1980 hat Gemeinderat F. Akermann folgende 
Interpellation eingereicht: 

"Das Ergebnis der Abstimmung über die Guggi-Initiative ist in 
weiten Kreisen auf Unverständnis gestossen. Es hat sich einmal 
mehr gezeigt, dass das gegenwärtig gültige Abstimmungsverfahren 
dem Willen des Stimmbürgers nicht entsprechende Resultate hervor- 
bringt. In diesem Fall muss direkt von einer Verfälschung des 
Wählerwillens gesprochen werden, waren doch 48% der Stimmenden 
für die Initiative und rund 20% für den Gegenvorschlag, wahrend 
kaum 30% der Stimmenden alles blockieren konnten. Dies ist dem 
Vertrauen in unsere demokratischen Einrichtungen nicht förder- 
lich und hat Folgen für die heute schon niedrige Stimmbeteiligung. 
Parallel dazu ist die Verunsicherung darüber gewachsen, was mit 
der vorgesehenen Ueberbauung in der Löbernmatte geschehen wird. 
Dies umso mehr, als das Initiativkomitee einen Rekurs gegen das 
Abstimmungsresultat angekündigt hat, Ein klärendes Wort zur Sache 
ist dringend notwendig. Wir laden deshalb den Stadtrat ein, zu 
folgenden Fragen Auskunft zu geben: 

1. Kommt dem Rekurs des Initiativkomitees aufschiebende Wirkung 
zu oder kann die Baubewilligung trotzdem rechtskräftig werden? 
Würde die aufschiebende Wirkung bei einem Weiterzug des Re- 
kurses bis ans Bundesgericht gelten oder vorher schon ihr 
Ende finden? 

2. Gegen die Baubewilligung des Stadtrates wurde von verschiede- 
ner Seite beim Regierungsrat Rekurs erhoben. Hat der Stadtrat 
Kenntnis davon, wie der Regierungsrat in dieser Sache vorgehen 
will? Wann wird der Regierungsrat entscheiden? Wurde er vom 
Regierungsrat in dieser Sache angehört? Wenn ja, wie hat der 
Stadtrat geantwortet? 
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3. Welches Vorgehen sieht der Stadtrat vor, um aus der blockier- 
ten Situation herauszukommen? Was wird er in nächster Zukunft 
unternehmen? Wird er eine Lösung im Rahmen der Beratungen über 
den Zonenplan vorschlagen oder sucht er zuerst Verhandlungen 
mit dem Grundeigentümer, den Einsprechorn und dem Initiativ- 
komitee? 

4 .  Ist der Stadtrat nicht auch der Auffassung, dass das heutige 
Abstimmungsverfahren bei Initiative und Gegenvorschlag nicht 
befriedigt. Würde er eine Aenderung des Zuger Gemeindege- 
setzes, welche diesen Mangel behebt, nicht auch begrüssen?" 

Stadtrat Dr. M. Frigo beantwortet die Interpellation sofort. 
(In eigener Redaktion) 

''1, Gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz kommt einem Rekurs, 
d,h. einer Verwaltungsbeschwerde gegen Urnenwahlen und 
-Abstimmungen, aufschiebende Wirkung zu. Dies bedeutet, dass 
der jetzige Zustand nicht geändert werden darf und keine 
Massnahmen getroffen werden dürfen, welche das Ziel der Ini- 
tiative vereiteln würden, bis über die Beschwerde entgültig 
entschieden ist. Die Baubewilligung kann unabhängig davon in 
Rechtskraft erwachsen, wenn die Beschwerden zurückgezogen 
würden oder der Entscheid einer oberen Instanz nicht ange- 
fochten wird oder nicht mehr weiterziehbar ist. Es dürfte aber 
mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden, solange die Be-- 
schwerde gegen die Abstimmung nicht endgültig entschieden ist. 
Das öffentliche Interesse oder Gesamtinteresse geht dem Ein- 
zelinteresse ohne Zweifel vor, wobei sich, sofern die beson- 
deren Voraussetzungen erfüllt sind, die Frage des Schadener- 
satzes stellen kann. 

Gegen die vom Stadtrat am 3. Juli 1979 erteilte Baubewilli- 
gung sind beim Regierungsrat fristgemäss fünf Beschwerden 
eingereicht worden, eine ist in der Zwischenzeit zurückgezo- 
gen worden. Der Regierungsrat hat diese Beschwerden dem 
Stadtrat zur Vernehmlassung eingereicht, die mit Stadtrats- 
beschluss vom 2. Oktober 1979 erfolgte. Im wesentlichen leg- 
te der Stadtrat darin dar, dass die Baubewilligung sich auf 
gültiges Recht abstützt und mit diesem übereinstimmt. Das 
geltende Recht sei die Ersatzbauordnung und der Ersatzzonen- 
plan der Stadt Zug. Insbesondere erwähnte er auch, dass die 
Baudirektion dem vorliegenden Projekt am 4. Dezember 1978 
zustimmte und dass die Arealbebauung eine Grundlage für eine 
städtebaulich gute Ueberbauung bilde, Zusammenfassend hielt 
der Stadtrat in seiner Vernehmlassung fest, dass das Bauge- 
such der Erbengemeinschaft Fridlin nach sorgfältiger Abwägung 
der öffentlichen und auch privaten Interessen genehmigt wur- 
de. Der Stadtrat habe sich bei den Ermessensfragen an den 
Rahmen des pflichtgemässen Ermessens gehalten. Gestützt auf 
die dargelegten Gründe war die Abweisung der Einsprachen ge- 
rechtfertigt und die vorliegenden Beschwerden halte er des- 
wegen als unbegründet. Nach diesem Schriftenwechsel setzte 
der Regierungsrat einen Augenschein an, an dem Vertreter des 
Stadtrates und der Beschwerdeführer teilnahmen. Die Frage, 
wann der Regierungsrat nun den Beschwerdeentscheid treffen 
will, können wir nicht beantworten. Dies ist allein Sache des 
Regierungsrates. 
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3. Nach der Abstimmung hat der Stadtrat beschlossen, an seinem 
Antrag bezüglich Einzonung des Guggis so festzuhalten, wie 
er es in seinem Entwurf i'Zonenplan 1980" vorschlagt. Eine zu- 
sätzliche Ausweitung der Zone des öffentlichen Interesses kann 
er nach dem Abstimmungsergebnis nicht vorschlagen. Der Stadt- 
rat hat eine Baubewilligung erteilt, über deren Rechtskraft 
er nicht mehr entscheiden kann. Aus rechtlichen Gründen kann 
er auch eine erteilte Baubewilligung nicht widerrufen. Selbst- 
verständlich ist der Stadtrat bereit, mit den Einsprechern, 
resp. Beschwerdeführern, dem Grundeigentümer und Vertretern 
des Initiativkomitees Gespräche aufzunehmen, sofern dies ge- 
wUnscht wird. 

4. Mit Nachdruck gibt der Stadtrat seine Auffassung bekannt, dass 
er die Ermittlung des Abstimmungsresultates vom 1./2. Marz 
mit bestem Wissen und Gewissen getroffen hat. Er hat sich da- 
bei an die einschlägigen Vorschriften des Zuger Wahlgesetzes 
gehalten, Es ist ihm nicht entgangen, dass im Volk das Resul- 
tat stark diskutiert worden ist und Zweifel über Sinn und 
Zweck des heutigen Abstimmungsmodus bei Initiative und Gegen- 
vorschlag laut geworden sind. Es ist nicht das Gemeindegesetz 
wie es der Interpellant meint, sondern das Wahlgesetz, das ge- 
ändert werden müsste. Die Gesetzgebung erfolgt im Kantonsrat, 
Der Stadtrat ist durchaus der Meinung, dass das heutige Ver- 
fahren geändert werden könnte. Diesbezügliche Vorschlage sind 
in einem kürzlich publizierten Artikel in den Zuger Zeitungen 
dargelegt worden. Der Stadtrat würde einen Aenderungsvorschlag 
der Kantonsregierung bezüglich Wahlgesetz im Vernehmlassungs- 
verfahren wohlwollend prtifen," 

F. Akermann erklärt sich teilweise befriedigt von der Antwort 
des Stadtrates und beantragt Diskussion. 
Diese wird mit 20 Stimmen beschlossen. 

M. Renggli teilt namens der CVP-Fraktion mit, dass diese bereit 
sei zu diskutieren über dieses Problem, sobald die Beschwerde 
vom Regierungsrat behandelt sei. 

F. Akermann führt aus, die SP-Fraktion bemängle das Abstimmungs- 
system, welches nicht dem Volkswillen entspreche. In verschiede- 
nen andern Kantonen hätte das Abstimmungsergebnis Annahme der Ini- 
tiative bedeutet. Das Wahlgesetz sollte geändert werden, unge- 
fähr im Sinne desjenigen des Kantons Waadt. 

Stadtrat Dr. M. Frigo findet, dass die Diskussion über den Ab- 
stimmungsmodus hier fehl am Platz sei, da der Kanton darUber zu 
entscheiden habe. 

Weiter wird das Wort nicht verlangt, Die Interpellation F, Akermann 
kann von der Geschäftsliste abgeschrieben werden. 
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Interpellation R ,  Lustenberger betr. Liegenschaft Chamer- 
strasse 1 

Mit Datum vom 9. März 1980 hat Gemeinderatin Rahe1 Lustenberger 
folgende Interpellation eingereicht: 

i'Die Liegenschaft Chamerstrasse 1 wurde 1978 von der Stadt Zug 
vom Schwesterninstitut Heiligkreuz ftir 730s000 Franken erworben. 
Ursprtinglich war darin ein Trachtenmuseum vorgesehen, später in- 
teressierte sich auch die Korporation dafür, Vor geraumer Zeit 
hat sich nun aber der Korporationsrat entschieden, von einem 
Kauf- oder Tauschangebot an die Stadt abzusehen. 
Gegenwärtig herrscht Unklarheit über die Verwendung der Liegen- 
schaft. Allerdings standen in den letzten beiden Jahren auch an- 
dere Verwendungszwecke zur Diskussion - so z.B, ein Jugendtreff- 
punkt, ein Uebergangswohnheim fur psychisch Kranke u.a.m. Ich 
frage deshalb den Stadtrat an: 

I. An wen wurde die Liegenschaft seit dem Kauf im Jahre 1978 
weitervermietet? Was hat der Stadtrat in nächster Zukunft mit 
ihr vor? 

2. Ist der Stadtrat bereit, unverzüglich Abklärungen vorzunehmen, 
wie die Liegenschaft in Zukunft genutzt werden könnte? Ist er 
nicht auch der Auffassung, dass kommerzielle Nutzungen (BUros 
sowie Verwaltungen) auszusehliessen sind? 

3 ,  Was halt der Stadtrat davon, die Liegenschaft als Jugendtreff- 
punkt auszubauen? Ist er der Auffassung, dass mit dem vorge- 
sehenen Jugendhaus alle Bedürfnisse der Jugendlichen abge- 
deckt sind? 

4. Ist der Stadtrat bereit, mit der Stiftung Phönix (welche seit 
Jahren eine Liegenschaft sucht als Wohnheim, in welchem sich 
psychisch Kranke auf die Wiedereingliederung in die Gesell- 
schaft vorbereiten können) Uber eine Vermietung der Liegen- 
schaft zu verhandeln? 

5. 1st der Stadtrat bereit, die Zusicherung abzugeben, dass er 
die Liegenschaft in den nächsten Jahren nicht verkaufen m6ch-2 
te und dass er allfälligen Kaufinteressenten dies mitteilt?Fv 

Baupräsident Dr, R. Kugler beantwortet die Interpellation wie 
folgt 

Zu Frage 1: 
Die Liegenschaft Chamerstrasse 1 wurde mit Beschluss vom 5.9,78 
durch den Grossen Gemeinderat erworben. In der Vorlage habe der 
Stadtrat keine besondere Nutzung vorgesehen, so dass nach mög- 
lichen Mietern gesucht wurde. 
Mit der Schweiz. Trachtenverelnigung wurde die Unterbringung 
eines Trachtenmuseums geprüft. Da sich diese Vereinigung zu kei- 
nein lclareri Entscheid durchringen konnte, wurden die Verhand- 
lungen im April 1979 durch den Stadtrat abgebrochen. 
Anschliessend habe die Korporation Zug geprüft, ob sich das Ge-= 
baude als Sitz ihrer Verwaltung eignen würde. Am 28. Januar 1980 
habe die Korporation negativ geantwortet. 
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Mit Schreiben vom 19. Febr. 1980 sei die Liegenschaft dem Kanton 
zur Vermietung angeboten worden. Eine Besichtigung mit dem Kan- 
tonsbaumeister habe bereits stattgefunden. 

Zu Frage 2: 
Aus den vorstehenden Erwagungen gehe hervor, dass der Stadtrat 
gewillt sei, das Haus einer Dffentlichen Nutzung zuzuführen, ohne 
jedoch auf eine Verzinsung des investierten Kapitals zu verzichten. 
Weitere Nutzungsmöglichkeiten werde der Stadtrat erst nach Eingang 
der Antwort der kant. Baudirektion prüfen. 

Zu Frage 3: 
Das geplante Jugendhaus sollte die Bedürfnisse der Jugendlichen 
weitgehend abdecken. Ausserdem würde sich die Liegenschaft Cha- 
merstrasse für einen Jugendtreffpunkt nicht eignen, insbesondere 
im Hinblick auf die wertvollen Einrichtungen. 

Zu Frage 4: 
Die Vermietung an die Stiftung Phönix Zug für ein Wohnheim für 
psychisch kranke Menschen sei nicht weiter verfolgt worden, da 
der Standort in bezug auf die fUr diese Menschen nötige Ruhe 
kaum geeignet sei. 

Zu Frage 5: 
Der Stadtrat werde erst nach Vorliegen der Antwort des Kantons 
über die weitere Verwendung des Gebäudes bestimmen. Ein Verkauf 
der Liegenschaft sei jedoch äusserst unwahrscheinlich. 

R .  Lustenberger erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt 
und verlangt Diskussion. Diese wird mit 19 Stimmen beschlossen. 

Die Interpellantin stellt fest, dass nach heutiger Vorstellung 
eine Verwaltungsabteilung in diesem Haus untergebracht werden 
solle. DafGr sei aber das Haus an diesem Platz zu schade. Sie 
möchte wissen, was geschehe, wenn der Regierungsrat auf eine Be- 
nutzung verzichten sollte und ob der Stadtrat bereit wäre, noch- 
mals mit der Stiftung Phönix Kontakt aufzunehmen, 

Stadtrat Dr. R .  Kugler antwortet: Mit der kant. Verwaltung würde 
die Oeffentlichkelt Nutzen daraus ziehen. Ebenso bestiinde die 
Möglichkeit, den Garten in die Seeanlagen zu integrieren. Weiter - 
könne er sich über die künftige Verwendung nicht aussern, da dies 
Sache des Gesamtstadtrates sei. 

Weiter wird das Wort nicht verlangt. Die Interpellation kann von 
der Geschäftsliste abgeschrieben werden. 

Interpellation 0, Rickenbacher betr. Gestaltung der Fassade am 
Bossardhaus (Kappeler Milchsuppe) 

Mit Datum vom 11. Marz 1980 hat Gemeinderat 0 .  Rickenbacher 
folgende Interpellation eingereicht: 

"Der Stadtrat hat einen öffentlichen Wettbewerb für die kunst- 
lerische Gestaltung der Hauptfassade des neuen Stadthauses am 
Kolinplatz ausgeschrieben, hieruber bitte ich um folgende Aus.- 
kunfte: 
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- Wird das Gemälde der "Kappeler Milchsuppeii in jedem Falle be- 
lassen? 

- Warum hat der Stadtrat bei der Behandlung der Vorlage iiber den 
Neu- und Umbau der Stadthäuser am Kolinplatz weder die Bau- und 
Planungskomrnission noch den Grossen Gemeinderat Gber die Durch-- 
führung eines Wettbewerbes für die Gestaltung der Fassade in- 
formiert 3 

- Sind die Kosten für den öffentlichen Wettbewerb und die all- 
fällige Ausführung der Hauptfassade gemäss dem Preisgewinner 
in den in der Vorlage für den Neu- und Umbau der Stadthauser 
enthaltenen Kosten inbegriffen? 

- Wird der Grosse Gemeinderat vor Ausführung der eigentlichen 
Fassadengestaltung an den Stadthausern inf~rmiert?'~ 

Zur Begründung führt er weiter aus: In bezug auf den öffentlichen 
Wettbewerb sei weder die Bau- und Planungskommission noch der 
Grosse Gemeinderat orientiert worden. Von diesen beiden Gremien 
sei jedoch verlangt worden, dass die Kappeler Milchsuppe erhal- 
ten bleibe. 

Baupräsident Dr, R. Kugler antwortet: In der Weisung an die Stimm- 
berechtigten sei festgehalten worden, dass die Fassade des Bossard- 
Hauses erhalten bleiben müsse. Dazu gehOre auch das Bild '?die 
Kappeler MilchsuppesP. Er betont, das; die Fassade nur mit ausser- 
ster Anstrengung erhalten werden konnte. Die Kappeler Milchsuppe 
werde seit einigen Wochen durch ein Drahtnetz zusammengehalten, 
damit es nicht zerstOrt werde, Die Erhaltung des Gemäldes wurde 
ca. Fr. 4Os000,-- kosten, Der Betrag sei im Kostenvoranschlag 
enthalten. Ueber den kunstlerischen Wert des Bildes könne man 
streiten. Der Architekt machte dann den Stadtrat darauf aufmerk-- 
Sam, dass die Fassade nicht nur aus der Kappeler Milchsuppe be-. 
stehe. Er schlug einen Wettbewerb vor. Die Frist fur den Wett-- 
bewerb werde kurz vor den Sommerferien ablaufen. Ein Preisgericht 
werde dem Stadtrat seine Vorschläge unterbreiten. Die Bau- und 
Planungskommission konnte nicht orientiert werden, da zu jenem 
Zeitpunkt niemand an einen Wettbewerb dachte. 

0 .  Rickenbacher ist von der Antwort teilweise befriedigt und v c ~ . .  
langt Dislcussion, Diese wird mit 21 Stimmen beschlossen. 

0 .  Rickenbacher zeigt sich erstaunt über die AusfGhrungen des Bau-- 
präsidenten. Die Bau- und Planungskomrnission wollte eindeutig die 
Kappeler Milchsuppe bewahren. Er dankt für die Zusicherung, dass 
der GGR uber das Ergebnis des Preisgerichtes orientiert werde, 

Baupräsident Dr. R. Kugler antwortet, dass der Stadtrat nicht 
rollte, sondern er musste das Haus erhalten. Es war eine 
strikte Weisung der kant. Denkmalpflege. Er anerkenne, dass das 
Bild mit den alten Zugeroriginalen eine emotionale Wirkung aus- 
Ube. 

Weiter wird das Wort nicht verlangt. Die Interpellation kann von 
der Geschaftsliste abgescnrieben werden. 
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1, Protokoll Nr, 12 vom 8. Januar 1980 
Protokoll Nr. 13 vom 15. Januar 1980 
Protokoll Nr. 14 vom 29, Januar 1980 

2, Motion H,Je Werder betr, Verkehrssanierung Bahnhofstrasse, 
Postplatz und Poststrasse 

3. Baulinienplan Industriestrasse, von der Grienbachstrasse 
bis Grenze Baar 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 523.2 

4. Vorvertrag zu einem Kaufvertrag mit dem Frauenkloster Maria 
Opferung Eber Land an der Waldheimstrasse 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 539 

5. Stadtplanung 

V e r h a n d l u n g e n  

1, Protokoll 

Dr. S, Ulrich berichtigt das Protokoll auf Seite 206 in dem Sinne, 
dass er den Ausführungen von Akermann nicht zugestimmt habe. 

Der Rat stimmt dieser Aenderung stillschweigend zu, 

Die Protokolle Nr. 12 vom 8. Januar, Nr. 13 vom 15. Januar und 
Nr. 14 vom 29. Januar 1980 werden genehmigt. 

2. Motion H.J. Werder betr. Verkehrssanierung Bahnhofstrasse, 
Postplatz und Poststrasse 

Der Wortlaut der Motion findet sich im Protokoll Np. 14, Seite 
230, 

H,J, Werder ergenzt noch, dass mit der Ueberweisung der Motion 
7 

die Weichen für eine verkehrsfreie Bahnhofstrasse gestellt wer- 
den können. Er verweist in diesem Rahmen auf die Motion BUhlmann 
und P. ßossard in der gleichen Angelegenheit. Er ersucht, die 
Motion an den Stadtrat zu Uberweisen. 

Stadtrat - Dr. M. Frigo erklart, dass der Stadtrat bereit ist, die 
Motion zu Gbernehmen. 

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Motion H.J. Werder betr, 
Verkehrssanie~ung Bahnhofstrasse, Postplatz und Poststrasse an 
den Stadtiat Uberwiesen ist. 
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3. Baulinienplan Industriestrasse, von der Grienbachstrasse 

bis zur Grenze Baar 

E s liegt vor: 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 523.2 

Das Wort wird nicht verlangt. 

Der Vorsitzende erklärt Eintreten als beschlossen. 

Detailberatung 

Die Detailberatung ergibt folgendes: 

Zu Titel und Ingress, Ziffer 1 und 2 wird das W w t  nicht verlangt. 

Der Vorsitzende erklärt so beschlossen. 

In der Schlussabstimmung stimmt der Rat dem Antrag des Stadtrates 
mit 22 : 6 Stimmen zu. 

Der Beschluss lautet wie folgt: 

BESCHLUSS DES GROSSEN GEMEINDERATES VON ZUG NR. 415 
BETREFFEND BAULINIENPLAN INDUSTRIESTRASSE, VON DER GRIEN- 
BACHSTRASSE BIS GRENZE BAAR, PLAN NRo 4426a 

DER GROSSE GEMEINDERAT VON ZUG 

nach Kenntnisnahme von Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 
523.2 vom 29. Januar 1980 

b e s c h l i e s s t :  

1. Der Baulinienplan Industriestrasse, von der Grienbachstrasse 
bis Grenze Baar, Plan Nr. 4426a, wird genehmigt. 

2. Dieser Beschluss tritt unter dem Vorbehalt des Referendums 
gemäss § 6 der Gemeindeordnung sowie der Genehmigung durch 
den Regierungsrat sofort in Kraft, 

Er ist im Amtsblatt zu veröffentlichen und in die Sammlung 
der Ratsbeschlüsse aufzunehmen. 

Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

4. Vorvertrag zu einem Kaufvertrag mit dem Frauenkloster Maria 
Opferung über Land an der Waldheimstrasse 

Es liegen vor :: 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 539 
Bericht und Antrag der Geschäftsprüfungskommission Nr. 539.1 

P, Bossard, Präsident der GPK, ergänzt seinen schriftlichen Be- 
richt. Es gehe der GPK nicht darum, dem Kloster Schwierigkeiten 
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zu machen, sondern es gehe darum, ein Präjudiz zu verhindern, 
das später Unannehmlichkeiten bringen würde. Er betont, dass der 
Antrag der GPK nicht auf RUckweisung, sondern auf Aussetzung 
laute. Der Stadtrat erhalte den Auftrag, nochmals mit dem Kloster 
zu verhandeln und das Resultat im Antrag an den Gemeinderat zu 
berücksichtigen. Nach Ansicht der GPK wäre es für das Kloster 
vorteilhafter, heute den Kauf definitiv zu bestätigen und den Er- 
10s zinstragend anzulegen. Weiter führt er aus, dass Dr. K.Lo 
Meyer als Vertreter des Klosters, um eine Besprechung zwischen 
der GPK und dem Kloster nachgesucht habe. Daraufhin habe er ge- 
antwortet, dass es dem Präsidenten der GPK nicht zustehe, darüber 
zu entscheiden, Weiter habe er ihn darauf hingewiesen, dass die 
GPK nicht verhandlungsberechtigt sei, sondern dass Verhandlungen 
durch den Stadtrat geführt würden, 

Stadtrat Dr. M. Frigo erklärt, der Stadtrat sei mit den Anträgen 
der GPK einverTisanden. 

In der Abstimmung wird der Antrag der GPK mit 31 : 0 Stimmen an- 
genommen. 

Die Beratungen Gbzr das Geschäft werden ausgesetzt und der Stadt- 
rat beaultiagt, mit de~. Kloster Maria Opferung in dem Sinne ZL 
verhandeln, dass ein definitiver Kaufvertrag abgeschlossen werde, 

Der Rat führt die Beratungen über den Zonenplan weiter, 

Planungsp~~äsident Er. M, Frig;o . beantragt, einen GrLrnstreifen auf 
der GBP N ~T 108, ca. 2400 m2, aus der Zone Oe1 zu entlassen und 
der Industrie- und Gewerbezone zuzuweisen. 

Dr. S. Ulrich erkundist sich nach den Folgen, wenn der GGR diesem - 
Antrag nicht zustirn~~an sollte, 

Planungspr3siden-t Dr, M, 4'rigo antwortet, dass in diesem Falle 
dieses ~and-in der Zone Oe1 verbleiben wurde, dass aber Um- und 
Ausbauten möglich wären, 

In der Absti~naun; i . r i=l ; i  der Antrag des Stadtrates mit 15910 Stirn- 
men angenommen. 

Planun~g~Ssident Dr. M. Frigo stellt den Antrag, die Liegenschaft -- -- 
von Cle],.ens ;~leis~; , Landwirt, an der Steinhauser-/Chamerstrasse , 
zurzeit der SPV-Zone zugeteilt, dem übrigen Gemeindegebiet zuzu- 
teilen. D2mit Welsc Svby~entionen fur seine Stallsanierung erhalte, 
müsse das Land dem Gbrigen Gemeindegebiet zugeordnet werden. Auch 
stehe eindeutig lest, d2-ss \/Jeiss den Bauernbetrieb weiterführen 
wo1l.e. 

Dr. P. Hesa b i e i i ; t  clcrauf hin, dass gemäss Ersatzzonenplan dieses 
Gebiet 2e2 SPV-Zone zugete!.lt sei. Folglich mtisse der Ersatz- 
zonenplan g~andert werden. 
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Planungspras iden t  D r .  M .  F r igo  a n t w o r t e t ,  da s s  d i e s e  Auszonung 
von den Subventionsbehörden n i c h t  v e r l a n g t  wurde. Doch müsse e r  
f e s t s t e l l e n ,  das s  d e r  Ersatzzonenplan nu r  durch den Kanton abge- 
ä n d e r t  werden könne. 

H .  Opprecht i s t  m i t  dem Antrag des S t a d t r a t e s  g r u n d s ä t z l i c h  e i n -  
vers tanden ,  möchte a b e r  noch wissen,  wie l ange  Weiss v e r p £ l i c h t e t  
s e i ,  den Bauernbetr ieb wei te rzuführen ,  bzw. b i s  zu welchem Z e i t -  
punkt e r  e r h a l t e n e  Subventionen zurückzahlen musste .  

P ,  Bossard a n t w o r t e t ,  e s  müsse d e r  Nachweis gebrach t  werden, 
das s  das  Land ihm gehöre oder  das s  e r  e inen  l a n g f r i s t i i z e n  Pacht- 
v e r t r a g  abgeschlossen habe.  Wenn d i e s  n i c h t  möglich s e i ,  werde e r  
rückzah lungsp f l i ch t ig .  

D r .  H .  Staub u n t e r s t U t z t  d i e  Ausführungen von D r .  P. Hess und 
e rkund ig t  s i c h ,  ob d i e  Aussage von D r .  M .  F r igo  auf einem Irr- 
tum beruhe,  Se ines  Erachtens  gebe e s  nu r  e i n  Recht ,  

P lanungspras iden t  D r ,  M .  F r igo  a n t w o r t e t ,  dass  d i e  Landwirt- 
schaf tsbehörden n i c h t  v e r l a n g t  h ä t t e n ,  das s  d e r  Ersatzzonenplan 
geänder t  werde. 

I n  d e r  Abstimmung wird d e r  Antrag des S t a d t r a t e s  m i t  32  Stimmen 
ohne Gegenstimme angenommen. 

0 ,  Rickenbacher s t e l l t  den Antrag,  d i e  Zone E 1 Y 2  i m  Obersack 
i n k l .  GBP N r .  3630  s e i  aus  d e r  SPV-Zone herauszunehmen und dem 
Ubrigen Gemeindegebiet z u z u t e i l e n .  E r  w e i s t  darauf  h i n ,  da s s  
e i n  Bebauungsplan über  d i e s e s  Areal  vom Stimmbürger abge lehnt  
worden s e i .  Aus diesem Grunde s e i  d i e s e s  Gebiet  dem übr igen  Ge- 
meindegebiet  zuzuschlagen und d i e s  t r o t z  a l l f ä l l i g e n  Forderungen 
des  Grundeigentümers. 

P. Rupper, P r ä s i d e n t  d e r  Bau-. und P lanungskomiss ion ,  e r k l ä r t ,  
d a s s  d i e  Kommission d e r  Meinung s e i ,  d i e s e s  Gebiet  s o l l t e  einge- 
zont  b l e iben ,  da e s  b e r e i t s  vorher  r e c h t s k r a f t i g  e ingezont  war. 
Gerade nebenan bes t ehe  schon e i n  s e h r  schöner Auss ich tspunkt ,  
d e r  dem übr igen Gemeindegebiet zugewiesen sei, Doch s e i  f e s t z u -  
h a l t e n ,  das s  d i e s e r  Aussichtspunkt  n i c h t  s e h r  s t a r k  besucht  wer- 
de .  

P lanungspräs iden t  D r .  M ,  F r igo  l e h n t  den Antrag aus  p l ane r i s chen  
Gründen ab.  E r  ve rwe i s t  auch auf  d i e  enormen lcosten f ü r  d i e  S t a d t .  
Ffir d i e  Oef f e n t l i c h k e i t  s e i  noch genugend P l a t z  o f f e n .  

0 ,  Weber s t e l l t  f e s t ,  dass  Uber d i e s e s  Problem i m  Rate schon aus-  
g i e b i g  d i s k u t i e r t  worde 1-i s e i .  Der Wi l le  des  Stimmburgers dürf e  
n i c h t - a u s s e r  a c h t  g e l a s s e n  werden. E r  e r s u c h t ,  dem Antrag Ricken- 
bacher  zuzus t  h e  n. 

0. Rickenbacher e r g ä n z t ,  dass  e s  ihm vor  a l l e m  darum gehe,  e i n e  
Ueberbauung des  S t .  Verena-Plateaus zu ve rh inde rn ,  Das Geld, 
das  al lenfal ls  ausgegeben werden müsse, s e i  g u t  a n g e l e g t .  

D r .  S. U l r i ch  u n t e r s t ü t z t  e b e n f a l l s  den Antrag Rickenbacher,  Das 
Volk habe en tsch ieden ,  dass  d i e s e  Krete  n i c h t  Uberbaut werde., 
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Diese r  Volksentscheid miisse r e s p e k t  i e r t  werden. E s  be s t ehe  auch 
keine P a r a l l e l e  zu r  Guggiwiese. Der Obersack gehöre i n  d i e  Zone 
UeG . 
K .  Bossard denk t  e b e n f a l l s  a n  den Volksentscheid  und u n t e r s t ü t z t  
den Antrag Rickenbacher. 

H .  Opprecht s t e l l t  f e s t ,  da s s  b e i  e i n e r  Umteilung von 2 - 3 0 0 0  m2 
i n  das  UeG d i e  S t a d t  e n t s c h a d i g u n g s p f l i c h t i g  werde. D ie se r  Betrag 
d ü r f t e  bedeutend höher s e  i n  a l s  s e  i ne rze  it erwahnt . Das P la t eau  
S t .  Verena werde durch d i e s e  Einzonung n i c h t  berfihrt. E s  s e i  na- 
t ü r l i c h ,  dass  nur  jene Bauvorhaben s t ö r e n ,  d i e  andere  ausf ühren,  
E r  e r s u c h t ,  dem Antrag des S t a d t r a t e s  zuzustimmen. 

F .  Akermann v o t i e r t  auf  Auszonung und Zute i lung  zum UeG, e b e n f a l l s  
aufgrund des  Volksen tsche ides ,  

Planungspräs i den t  DY, M .  F r  igo  we i s t  nachdrückl ich  auf d i e  f inan- 
z i e l l e n  Folgen h i n ,  Nicht  von d e r  S t a d t ,  sondern durch Gerichtsen-L- 
s c h e i d  werde d i e  Entschädigung f e s t g e l e g t  werden, Der S t a d t r a t  
h a l t e  an d e r  Zone SPV f e s t .  

I n  d e r  Abstimmung wird d e r  Antrag Rickenbacher m i t  2 2  : 9 Stimmen 
angenommen. 

D r .  P. O t t  b e a n t r a g t ,  beim Neustadt-Schulhaus d i e  Liegenschaf ten 
ehemals Louis Weiss und Schirmfabr ik  S t a d e l i n  aus  d e r  Zone Oe1 
heraus  zunehmen und d e r  Nachbarzone K 1  zuzuwe i s e n .  E r  s t 6re s i c h  
daran ,  das s  d a s  Land auf Vorra t  d e r  Zone Oe1 z u g e t e i l t  werde. 
Insbesondere ,  da b i s  heu te  keine konkreten Bauvorhaben zu v e r z e l c h n ~  
s e i e n .  Die Liegenschaf t  Fe lbe r  s e i  aus  d e r  Zone Oe1 herausgenommen 
worden. Ihm sche ine  nun, das s  zu r  Kompensation d i e s e  beiden Liegen- 
schaf ten  d e r  Oe1 z u g e t e i l t  werden s o l l e n ,  

P lanungspras iden t  D r .  M ,  F r igo  weis t  darauf h i n ,  da s s  d i e  S t a d t  
v e r p f l i c h t e t  s e i ,  n i c h t  nuF fzr s i c h  s e l b s t ,  sondern auch f i i r  d i e  
kantonalen Begehren Land f r e i  zu h a l t e n .  Die s t ä d t i s c h e n  Bedürf- 
n i s s e  wären vorderhand b e f r i e d i g t ,  doch s e i  im Kanton d i e  Ent- 
scheidung i n  bezug auf dcls Sonderschulwesen noch n i c h t  g e f a l l e n .  
Der S t a d t r a t  h a l t e  vorderhand an  d e r  Zone Oe1 f e s t ,  

P ,  Bossard u n t e r s t ü t z t  P .  O t t ,  Auch e r  sehe  n i c h t  ge rn  Zone Oe1 
auf  Vorra t .  

0 ,  Weber s c h l i e s s t  s i c h  s e i n e n  Vorrednern a n ,  Die Beratungen C-ber 
Hagendorn h ä t t e n  g e z e i g t ,  d a s s  d e r  Bedarf an  Land n i c h t  dringend 
s e i ,  

Schulpräs iden t  D r .  0 .  Kamer f ü h r t  a u s ,  d e r  S t a d t r a t  s e i  d e r  An-- 
s i c h t ,  e s  s o l l t e  m i t  einem Entsche id  noch zwei  b i s  d r e i  Monate 
zugewartet  werden, b i s  d i e  Entscheidungen be im l<an-ton g e f a l l e n  
s e i e n ,  Vor d e r  Schlussabstimmung könne dann nochmals darüber  be- 
funden werden. Der S t a d t r a t  s t r a u b e  s i c h  n i c h t  a p r i o r i  gegen 
d i e  Auszonung, doch f i n d e t  e r  den Ze i tpunkt  zu f r ü h .  
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P. Rupper erklärt, die BPK habe ebenfalls dieses Problem disku- 
tiert. Schulische Interessen wären mehr oder weniger aktuell vor- 
handen. Ein Entscheid werde in den nächsten ~onaten erwartet. Das 
Problem sollte deshalb vorderhand pendent gehalten werden, 

K .  Müller glaubt, dass sich auch die Heilpadagogische Sonderschule 
entfalten werde. Deshalb sollte an der Zonung festgehalten werden. 

F, Akermann wendet sich gegen den Antrag Ott, Man soll nicht kurz- 
fristig, sondern längerfristig planen. 

Dr, H, Staub glaubt nicht, dass für den Ausbau der Sonderschule 
viel Land notwendig wäre, Er weist auch noch auf andere Erwei- 
terungsmöglichkeiten hin, 

P. Kamm erinnert daran, dass beim Umbau des Neustadtcchulhauses 
beim Musikschulzentrum der Stadtrat erklärt habe, weiterer Raum- 
bedarf sei nicht notwendig. Aus diesem Grunde sollten diese bei- 
den Liegenschaften aus der Zone Oe1 herausgenommen werden, 

Dr. P. Ott erklärt, dass er an seinem Antrag festhalte. 

K, Muller stellt fest, dass die heutige Heilpädagogische Sonder- 
schule Eber keine Grünflächen verfege. Sie sei im Vergleich mit 
andern Schulanlagen benachteiligt. Seines Erachtens sollten die 
beiden Liegenschaften in der Zone Oe1 verbleiben. Er lehnt den 
Antrag Ott ab. 

Schulpräsident Dr. 0. Kamer weist darauf hin, dass auch die Be- 
rufswahlschule eingeführt werde, Auch hier seien die Beratungen 
noch nicht abgeschiossen. Er ersucht deshalb nochmals, den Ent- 
scheid um zwei bis drei Monate, bis zum Abschluss der ersten 
Lesung, zur~ckzustellen. 

Dr. S. Ulrich ist erstaunt, wie unbedacht mit der Zone Oe1 han- 
tiert werde. Oe1 auf Vorrat dUrfe nicht geschaffen werden, Nicht 
alles Wünschbare sei notwendig. Die Argumente des Stadtrates 
hatten ihn nicht überzeugt. 

G. Glaus möchte wissen, wie der Planungspräsident dem Vorwurf 
von Ott entgegentrete, 

H.J. Werder warnt vor einem tibereilten Entscheid. Das Problem sei 
auch in der Bau- und Planungskommission behandelt worden und man 
sollte mit dem Entscheid noch etwas zuwarten. 

Planungsprasident Dr. M. Frigo ist nicht belcannt, warum die Lie- 
genschaft Felber aus der Zone Oe1 herausgenommen wurde. Auf alle 
Fälle sei kein Kuhhandel abgeschlossen worden, Im Laufe von zehn 
Jahren k6nnten die Meinungen mehrmals wechseln, 

K, Bossard unterstutzt den Antrag, vor Abschluss der ersten Lesung 
auf die Angelegenheit zurückzukommen. 

Dr. P. Ott ist mit diesem Vorgehen einverstanden, 
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Der Entscheid  über d i e  L iegenschaf t  Louis Weiss und Schirmfabr ik  
S t a d e l i n  wird b i s  zum Abschluss d e r  e r s t e n  Lesung z u r ü c k g e s t e l l t -  

M .  Po t tho f f  b e a n t r a g t ,  d i e  L iegenschaf t  Bachmat te l i  von d e r  Zone 
E 2Y2 i n  d i e  Zone W 2Y2 umzutei len.  Auf diesem Area l  s e i e n  Senioren-. 
appartements vorgesehen,  Bei einem Verb le ib  i n  d e r  Zone E 2Y2 wUrGen 
d i e  P r e i s e  fUr  d i e s e  Appartements um 25% e r h ö h t ,  

P lanungspräs iden t  D r .  M ,  F r i g o  s t e l l t  f e s t ,  da s s  d i e  vorgesehene 
Einzonung d e r  Nachbarzone en t sp reche .  Ueber das  Bauvorhaben s e i  
d e r  S t a d t r a t  o r i e n t i e r t  worden. Auch h i e r  s e i  f e s t z u h a l t e n ,  dass  
d i e  S t a d t  f f i r  s i c h  n i c h t  mehr Rechte beanspruchen kenne, a l s  das s  
es einem Bürger zus t ehe ,  Sofern e i n e  Arealbebauung möglich s e i ,  
kOnne m i t  einem Bonus gerechne t  werden. 

M .  Po t thof f  s i e h t  i n  d e r  Umteilung ke ine  Ungerech t igke i t .  Se ien  
doch d o r t  Alterswohnungen vorgesehen. 

P ,  Bossard f i n d e t ,  d a s s  e s  aus  p l a n e r i s c h e n  Gründen n i c h t  mOglich 
s e i ,  den Antrag Po t tho f f  zu u .n te rs tü tzen .  Auch s o l l t e  n i c h t  über  
e i n z e l n e  P a r z e l l e n  SonderlOsungen g e t r o f f e n  werden. 

I n  d e r  Abstimmung wird d e r  Antrag Po t tho f f  m i t  1 7  : 5 Stimmen ab- 
g e l e h n t ,  

G .  Glaus s t e l l t  f e s t ,  da s s  d e r  Waldhof ErGher n i c h t  e ingezont  
war. Namens d e r  SP-Fraktion s t e l l t  e r  den Antrag,  e inen  S t r e i f e n  
von d e r  Zone E 1 Y 2  i n  das  UeG umzutei len,  E r  begründet  d i e s  m i t  
Rücksicht  auf den Landschaf tsschutz .  

P .  Bossard s t e L l t  f e s t ,  da s s  s i c h  d i e  SP-Fraktion irrt, wenn s i e  
g l a u b t ,  da s s  d i e s e s  Gebiet  n i c h t  e ingezont  war. I n  d e r  Bauordnung 
S t .  Verena w a r  d i e  ganze Liegenschaf t  Waldhof e ingezont .  Rn1äss~- 
l i c h  d e r  l e t z t e n  Stadtplanung s e i  e i n  Antrag auf  Auszonung abge- 
l e h n t  worden. Eine Motion d e r  Baukomrnission über  e inen  Bebauungs~~ 
p l a n  auf  diesem Gebiet  s e i  immer noch anhangig.  Auch s e i  das  3anze 
Gebiet  v o l l  e r s c h l o s s e n ,  E r  l e h n t  den Antrag Glaus a b ,  

P l a n u n g 1  f i n d e t  d i e  Umteilung übe r f lü s s ig  , 
da von d e r  Waldgrenze e i n  Abstand von 30 m e i n g e h a l t e n  werden 
müsse. Auch e r  s t e l l t  f e s t ,  d a s s  d i e s e s  Gebiet  schon frGher ver-. 
s c h i e d e n t l i c h  e ingezont  w a r .  

P .  Rupper e r k l ä r t ,  d i e  BPK s e i  d e r  Ans ich t ,  da s s  d i e  g e t r o f f e n e  
Einzonung r i c h t i g  s e i .  Der Abstand vorn Wald s e i  g e w a h r l e i s t e t  
und d i e  Zone E 1 Y 2  b i l d e  e i n e n  schOnen Uebergang zwischen den 
Zonen, 

H.J.Werder e rkundig t  s i c h ,  ob m i t  Entschädigungsforderungen zu 
rechnen s e i ,  wenn e i n e  Umzonung s t a t t f i n d e .  

A, Bühlmann f i n d e t  e s  e i g e n a r t i g ,  da s s  v o r e r s t  zwei Häuser au f -  
g e s t e l l t  werden und dann d e r  Rest  d e r  L iegenschaf t  ausgezont  werden 
s o l l .  Dies sehe  nach P r i v i l e g i e r u n g  a u s .  
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Planungsp ra s iden t  D r .  M .  F r i go  a n t w o r t e t ,  d a s s  m i t  Forderungen 
zu rechnen s e i .  S i e  s e i e n  s e i n e s  E rach t ens  auch  begrfindet. 

G ,  Glaus w e i s t  d a r a u f  h i n ,  d a s s  i m  Zonenplan 78  e n t l a n g  de s  Wald- 
r andes  e i n e  Zone f r e i g e h a l t e n  wurde. Dies s e i  nun n i c h t  mehr d e r  
F a l l .  

K, Mfiller s t e l l t  f e s t ,  d a s s  d i e  h e u t i g e  Planung gegengber d e r  
Planung 7 5  mas svo l l e r  s e i ,  E r  e r k u n d i g t  s i c h ,  wann d i e  B a u l i n i e n  
e n t l a n g  d e r  Bachlaufe  und d e r  Waldränder v o r g e l e g t  werden. 

P l anungsp ra s iden t  D r .  M .  F r i g o  s t e l l t  f e s t ,  d a s s  d i e s e  Bau l i n i en  
vom S t a d t r a t  v e r a b s c h i e d e t  und d e r  Baud i r ek t i on  z u r  Vorprüfung 
u n t e r b r e i t e t  wurden. I n k r a f t t r e t e n  konnten d i e s e  Bau l i n i en  e rs t ,  
wenn d i e  Bauordnung r e c h t s k r ä f t i g  s e i .  

In  d e r  Abstimmung wi rd  d e r  Antrag  Glaus m i t  2 2  ; 6 Stimmen abge- 
l e h n t .  

D r ,  D .  Schne ider  b e a n t r a g t :  Der s ü d l i c h e  T e i l  d e s  Gebie tes  zwischen 
Obersack und Weidhof s ü d l i c h  d e s  Bauernhauses d e r  SPV-Zone zuzu- 
weisen.  Dieses  Gebie t  s e i  s c h l e c h t  e r s c h l o s s e n .  V o r e r s t  s o l l t e  da s  
n ö r d l i c h e  Gebie t  Uberbaut werden. S p a t e r  konn te  man auch den sud- 
l i e h e n  T e i l  Gberbauen, 

P l anungsp rä s iden t  Dr. M .  F r i g o  f r e u t  s i c h ,  d a s s  auch d e r  Antrag-  - 
s t e l l e r  Uberzeugt s e i ,  d a s s  es s i c h  h i e r  um Baugebie t  h a n d l e ,  Ob 
e i n e  E tapp ie rung  v o r t e i l h a f t  s e i ,  b l e i b e  f r a g l i c h .  D i e  D iskuss ion  
u b e r  d i e  E l c h w a l d s t r a s s e  habe g e z e i g t ,  d a s s  d i e  E tapp ie rung  von 
s i c h  aus  kommen werde. D i e  E r fahrung  habe g e z e i g t ,  d a s s  b e i  
d e r  Zone SPV das  Bauen s c h w i e r i g e r  werde. E r  e r s u c h t ,  den Antrag  
Schne ider  abzulehnen.  

D r .  P .  Hess s c h l i e s s t  s i c h  den Ausführungen F r i g o s  a n .  A n l a s s l i c h  
d e r  Behandlung d e r  Bauordnung konnte  noch über  d i e  Bestimmung 
d i s k u t i e r t  werden, ob e ingezon t e s  Land i n n e r t  n t i t z l i c h e r  F r i s t  
überbau t  werden s o l l .  

0 ,  Rickenbacher e r k u n d i g t  s i c h ,  ob es n i c h t  s o  s e i ,  d a s s  d a s  
Land e r s t  Uberbaut werden könne, wenn d i e  Gutschrankabfahr t  und 
d e r  Göbl ikana l  e r s t e l l t  s e i e n .  

R. Vonarburg i s t  d e r  Ans i eh t ,  d a s s  m i t  d e r  Un te r s t ü t zung  d e s  An- 
t r a g e s  Schne ider  s i c h  d e r  Rat n i c h t s  ve rgebe  und n i c h t s  pr2jui-:i- 
z i e r e .  

P l anungsp rä s iden t  D r .  M .  F r i g 0  g l a u b t  n i c h t ,  d a s s  d i e  Ueberbauung 
von d e r  Gutschrankabfahr t  abhängig  s e i .  Hingegen s o l l t e  d e r  G6bl i -  
kana l  mögl ichs t  r a s c h  v e r w i r k l i c h t  werden. Gerade i m  H inb l i ck  a u f  
d i e  vorgesehene Ueberbauung. 

H ,  Opprecht e r s u c h t  den P l anungsp rä s iden t en ,  d i e  B e s l t z e s v e r h a l t -  
n i s s e  a u f  d e r  Kar te  a u f z u z e i g e n ,  Auch mlisse man w i s sen ,  ob ciie 
B e s i t z e r  i n  d e r  vorgesehenen SPV-Zone b a u w i l l i g  s e i e n .  

P lanungsprZs iden t  D r .  M .  Frj;o .- o r i e n t i e r t  anhand e i n e s  He l l r aum-  
p r o j e k t o r s .  
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P. Rupper stellt fest, dass heute zum dritten Mal Gber Zuteilung 
zur SPV-Zone diskutiert werde. Zweimal habe die BPK SPV-Zonen 
vorgeschlagen, Diese wurden abgelehnt. An der heute diskutierten 
Stelle habe die BPK SPV-Zonen abgelehnt. Der Antrag  schneide^ 
sollte deshalb abgelehnt werden. 

K, Müller weist darauf hin, dass auch die landwirtschaftliche 
Nutzung berücksichtigt werden sollte. Eine Hanglage sei fur die 
Landwirtschaft weniger geeignet, Er lehnt deshalb den Antrag 
Schneider ab, 

A. BUhlmann weist auf die Groteske hin, dass Bauwillige der Zone 
SPV zugeteilt würden und diejenen, die ihre Landwirtschaft wei- 
terbetreiben m0chten, der Bauzone zugeteilt wurden. 

Dr. S. Ulrich ist der gleichen Ansicht wie Bühlmann, Das Bauge- 
schäft Landis werde sicher bauwillig sein. Gerade im sUdlichen 
Teil würde voraussichtlich gebaut. 

In der Abstimmung wird der Antrag Dr. Schneider mit 22 : 6 
Stimmen abgelehnt. 

Der Vorsitzende erkundigt sich, ob noch mehr Anträge zum Zonen- 
plan zu erwarten seien. 

Es melden sich die Gemeinderate Er, S.  Ulrich, K. Bossard, 
Dr. D, Schneider, F. Akermann, G. Glaus mit weitern Antragen, 

Der Vorsitzende beantragt deshalb, die Sitzung jetzt abzubrechen 
und eine separate Sitzung am 25. Marz 1980, 17.00 Uhr, festzu- 
legen, 

Der Rat ist mit diesem Vorgehen einverstanden. 

Die Anträge sind an der Einschaltsitzung vom 25. Marz neu zu be- 
gründen. 
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